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Langzeitpflege: Versorgungsbedarf und Pflegekräftemangel 

Long-term care: Need of long-term care and shortage of nurses 
 

Seit Einführung der Pflegeversicherung steigt 
in Deutschland die Nachfrage an Pflegekräf-
ten. Die Schwere der Pflegebedürftigkeit ist 
im Zeitraum 1999 – 2009 zwar gesunken, die 
Pflegedauer jedoch gestiegen. Wegen letzte-
rem Trend steht die soziale Pflegeversicherung 
angesichts der demographischen Entwicklung 
vor gewaltigen Herausforderungen. Immer 
mehr Pflegekräfte werden benötigt. 

 In Germany, the demand for caregivers is 
increasing since the introduction of long-term 
care insurance. In contrast, dependency on 
extreme need of care had decreased during 
1999 – 2009 while the duration in care raised. 
In light of this prolongation the long-term 
care insurance faces profound challenges as 
result of demographic developments. More 
and more professional caregivers are needed. 
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Absicherung des Pflegerisikos 

Jeder zweite Deutsche wird durch Krankheit, 
Unfall und Invalidität pflegebedürftig. Die 
Entscheidung für die Soziale Versicherung der 
Pflegebedürftigkeit im Jahr 1995 war ein 
Schritt, die individuelle Belastung im Pflege-
fall zu mindern und ambulante sowie stationä-
re Versorgungsstrukturen aufzubauen. Diese 
Absicherung wird jedoch von vielen Experten 
als unzureichend eingestuft. Der Mangel an 
Pflegekräften bei zunehmender Anzahl älterer 
Menschen gilt ferner als weitere Herausforde-
rung.  

Abnahme der Schwerstpflegequote 

Der Zunahme von Pflegebedürftigen seit Ein-
führung der Pflegeversicherung stehen Ver-
schiebungen im Versorgungsbedarf gegenüber. 

So zeigt die Analyse der Zahlen der Pflegesta-
tistik u. a. ein Absinken der Schwerstpflege-
quoten. Ende 2009 waren in Deutschland 
292 Tsd. Menschen schwerstpflegbedürftige 
(Pflegestufe III). Das sind ca. 6.500 Menschen 
bzw. 2,2 % mehr als im Jahr 1999. Die Anzahl 
der Älteren stieg jedoch in diesem Zeitraum 
weitaus stärker, so dass sich dadurch heute 
eine niedrigere Pflegequote bei der Pflegebe-
dürftigkeit der Stufe III als beim Inkrafttreten 
der Pflegeversicherung ergibt. Auch unter 
Berücksichtigung der anderen Pflegestufen 
zeigt sich ein rückläufiger Schweregrad. 

Professionalisierung der Pflege 

Die Ausweitung des Pflegeangebots ging ande-
rerseits mit einem Trend zur professionellen 
Pflege in Pflegeheimen und durch ambulante 
Pflegedienste einher. Im Jahr 2009 arbeiteten 

Abb. 1: Entwicklung der Produktivität und der Versorgungsquote in der Langzeitpflege, 1999 – 2009 
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621 Tsd. Beschäftigte in Pflegeheimen und 
versorgten dort 771 Tsd. Pflegebedürftige. 
Weitere 269 Tsd. Beschäftigte von ambulanten 
Pflegediensten halfen ca. 504 Tsd. Pflegebe-
dürftigen zuhause.  

Der durch professionelle Pflegekräfte betreute 
Anteil an Pflegebedürftigen stieg im Zeitraum 
1999 – 2009 von 1,2 % auf 1,6 % der Bevölke-
rung. Trotz eines Anstiegs in allen Ländern 
unterscheidet sich die Entwicklung zwischen 
den Bundesländern doch stark. In Mecklen-
burg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-
Anhalt, Thüringen, Sachsen und Niedersach-
sen lag der Zuwachs der Versorgungsquote 
weit über dem Bundesdurchschnitt (vgl. Abb. 
1). Die Ursachen sind vielfältig. Eine Kom-
mentierung dieser Entwicklungen bedarf je-
doch noch weiterer Analysen (vgl. z. B. auch 
Barmer GEK 2011).  

Entwicklung der Arbeitsproduktivität 

Im Zusammenhang mit der Versorgungsquote 
ist die Entwicklung der Arbeitsproduktivität, 
d. h. dem Verhältnis aus Pflegevolumen und 
Pflegeeinsatz, zu beachten. Abbildung 1 zeigt 
zwischen den Bundesländern prägnante Unter-
schiede in der Produktivitätsentwicklung. So 
verzeichnen beispielsweise Berlin, das Saar-
land, Sachsen-Anhalt und Sachsen einen deut-
lichen Zuwachs der Arbeitsproduktivität von 
1999 auf 2009. Entscheidend dürfte dabei der 
Mix an Pflegearrangements (Pflege durch An-
gehörige und Bekannte, ambulante Pflege und 
stationäre Pflege) sein.  

Mangel an Pflegekräften 

Prognosen zeigen bei bestehenden Strukturen 
mittelfristig einen Mangel an Pflegekräften. 
Aufgrund des demografischen Wandels wird in 
Deutschland generell spätestens nach 2025 ein 
massiver Arbeitskräftemangel herrschen. Für 
die Pflegeberufe wird dieser Mangel bereits ab 
2018 eintreten (Afentakis/Maier 2010). Dieser 
Pflegekräftemangel lässt sich auch als Ergebnis 
der Professionalisierung und der Qualitätsver-
besserung interpretieren. 

Wesentlich ist, welche Aufgaben, Kompeten-
zen und Verantwortlichkeiten einer professio-
nalisierten Pflege zukünftig zugeschrieben 
werden sollen. So wird der Bedarf an professi-
oneller Pflege maßgeblich durch den Anteil der 
häuslichen Pflege mittels Angehörige und Be-
kannte beeinflusst. Im Vergleich zur professio-
nellen Pflege nahm die Bedeutung der häusli-
chen Pflege ab. In Brandenburg ist der Anteil 
der von Angehörigen Versorgten am gerings-

ten. Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland 
haben jeweils den größten Anteil. Entschei-
dend wird deshalb auch sein, wie sich zukünf-
tig die Pflege durch Angehörige im Verhältnis 
zur Pflege durch professionelle Anbieter entwi-
ckelt. Gleichzeitig bedeuten die aufgezeigten 
Differenzen in den Pflegearrangements, dass 
innovative Modelle gefragt sind, um dem 
Fachkräftemangel zu begegnen. 

Fazit 

Aufgeschreckt durch einen prognostizierten 
Pflegenotstand werden nun Diskussionen ge-
führt, wie dem zukünftigen Bedarf an Pflege-
kräften durch gewandelte Rollen und Einsatz-
gebiete der Pflege sowie der Ausbildung von 
Pflegekräften begegnet werden kann. Es wird 
deshalb ein Gesamtkonzept für die Pflege be-
nötigt, das die Unterstützung und Teilhabe 
der Pflegebedürftigen ausweitet, die Pflegeper-
sonen entlastet und eine qualitativ hochwerti-
ge Arbeit der professionellen Pflegekräfte er-
möglicht.  

Von Seiten der Politik sollten weitere An-
strengungen unternommen werden, durch Ko-
ordination und Anreize, die häusliche Pflege 
durch Angehörige und Freunde zu stärken 
sowie mit professionellen Angeboten zu ver-
knüpfen. Damit kann am ehesten der zukünf-
tige Bedarf in der Betreuung gewährleistet 
werden. Die Förderung von Formen des be-
treuten Wohnens, wie z. B. Wohngemeinschaf-
ten für Senioren, ist eine Möglichkeit, dem 
steigenden Bedarf an Pflegekräften entgegen-
zutreten. 
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